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MA40–GR–548114-2026 

Entwurf eines Bundesgesetzes, mit dem das 

Ärztegesetz 1998 geändert wird (Ärztegesetz-Novelle 2026), 

Begutachtung;  

Stellungnahme 

Wien, 15. April 2026 

 

 

Es wird darauf hingewiesen, dass die Einladung zur Begutachtung des BMASGPK, die bereits mit 24. 

März 2026 datiert ist, erst am 10. April 2026 an das Amt der Wiener Landesregierung übermittelt 

wurde und die Stellungnahmefrist mit 17. April 2026 somit nicht nachvollziehbar kurzgehalten ist. 

 

Zu dem mit Schreiben vom 24. März 2026 veröffentlichten Entwurf eines Bundesgesetzes, mit dem 

das Ärztegesetz 1998 geändert wird (Ärztegesetz-Novelle 2026), wird vom Land Wien wie folgt Stel-

lung genommen: 

 

“I. Im Allgemeinen: 

Die gegenständliche Ärztegesetz-Novelle 2026 sollte aus Sicht der gesundheitsbehördlichen Voll-

zugspraxis genutzt werden, um zentrale Behördenkompetenzen zum Schutz des Lebens und der Ge-

sundheit von Patientinnen und Patienten zu erweitern. 

 

1. In den letzten Jahren nehmen Sachverhaltsdarstellungen und Beschwerden wegen des Verdachts 

des Eingriffes in den ärztlichen Tätigkeitsvorbehalt (so wie auch jene wegen des Verdachts des Ein-

griffes in den Tätigkeitsvorbehalt anderer Gesundheitsberufe) stetig zu. 

Gemäß § 199 Abs. 1 Ärztegesetz 1998, begeht, wer eine in den §§ 2 Abs. 2 und 3 umschriebene Tätig-

keit ausübt, ohne hiezu nach diesem Bundesgesetz oder nach anderen gesetzlichen Vorschriften be-

rechtigt zu sein, sofern die Tat nicht den Tatbestand einer in die Zuständigkeit der Gerichte fallenden 

strafbaren Handlung bildet, eine Verwaltungsübertretung und ist mit Geldstrafe bis zu 3.630 Euro 

zu bestrafen. Der Versuch ist strafbar.  

Häufig erfolgen die Sachverhaltsdarstellungen und Beschwerden anonym und ohne Hinweise auf 

konkrete Behandlungsfälle (z.B. Namen von Behandelten, Behandlungsdatum, etc.). 

Bundesministerium für Arbeit, Soziales, Gesundheit, 

Pflege und Konsumentenschutz 
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Die weiterführenden amtswegigen Ermittlungen erhärten oftmals den Verdacht der Beschwerde-

führerinnen und Beschwerdeführer, da bereits durch die Werbeauftritte im Internet Leistungen an-

geboten bzw. beworben werden, die Ärztinnen/Ärzte oder sonstigen Angehörigen von Gesund-

heitsberufen vorbehalten sind.  

Jedoch besteht zu diesem Zeitpunkt (noch) kein hinreichender Verdacht der Durchführung konkre-

ter Ausführungshandlungen im Sinne der zitierten Tatbestände des Ärztegesetzes 1998.  

(Internet-)Werbung allein erfüllt auch noch nicht die Kriterien des Versuchs im Sinne des § 8 VStG. 

Dafür müsste eine „zur wirklichen Ausübung führende Handlung“ gesetzt worden sein. Bloße Vor-

bereitungshandlungen, mit denen das Delikt nicht begonnen wird, sind nicht strafbar. 

Die weiteren Ermittlungen erweisen sich aus folgenden Gründen oftmals nicht zielführend: 

- Weder das Ärztegesetz 1998 noch die anderen einschlägigen gesundheitsberuflichen Gesetze 

(ZÄG, MTD-Gesetz, GuKG, MMHmG,…) enthalten (allenfalls auch zwangsweise durchsetzbare) be-

hördliche Kompetenzen, um ein Betreten der Räumlichkeiten, in denen die rechtswidrigen Handlun-

gen vermutlich durchgeführt werden, zur Durchführung umfassender Sachverhaltsermittlungen 

und zur näheren Beweiserhebung (Einsicht in Dokumentationen, Beschlagnahme von Dokumentati-

onen, Sicherstellung von Beweismitteln, Befragung von ZeugInnen vor Ort,…) vornehmen zu kön-

nen. Insofern ist die Bezirksverwaltungsbehörde ausschließlich auf den „Goodwill“ des Verdächtigen 

(jedoch mangels konkreten Tatverdachts noch nicht Beschuldigten) angewiesen, ob Behördenver-

treter*innen überhaupt eingelassen werden, ob Auskünfte erteilt werden und ob Dokumentationen 

vorgelegt werden. Es kommt vor, dass Behördenvertreter*innen nicht eingelassen werden, dass 

Auskünfte verweigert werden oder die Einsichtnahme in Dokumente verweigert wird. Dies ist aus 

ermittlungstechnischer Perspektive sowohl in rechtlicher als auch tatsächlicher Hinsicht äußerst un-

befriedigend und läuft dem Patient*innenschutz eindeutig zuwider. 

- Trotz eindeutiger Hinweise auf das Ausüben ärztlicher Leistungen durch Nicht-Ärztinnen/Nicht-

Ärzte und eindeutiger Werbehinweise auf diese Leistungen scheidet ohne die Mitwirkung der Ver-

dächtigen mangels Nachweises konkreter Ausführungshandlungen eine Strafbarkeit wegen § 8 Abs. 

1 VStG iVm §§ 2 Abs. 2 und 199 Abs. 1 Ärztegesetz 1998 aus. Nur wenn die Behördenvertreter*innen 

bei Erhebungen vor Ort (mit Zustimmung der Berechtigten) eingelassen werden und die involvierten 

Personen zufällig auf frischer Tat ertappen würden oder Zeuginnen/Zeugen vor Ort vorfinden, hätte 

die Behörde ausreichende Beweismittel für konkrete Ausführungshandlungen, welche in weiterer 

Folge verwaltungsstrafrechtlich zielführend verfolgbar wären. Um derartige Erhebungsergebnisse 

zu erreichen, wären jedoch laufend wiederkehrende Erhebungen vor Ort (mit einer Amtsabordnung 

bestehend aus einer rechtskundigen Leiterin/einem rechtskundigen Leiter der behördlichen Amts-

handlung, medizinischen Amtssachverständigen und einer Schriftführerin/einem Schriftführer) er-

forderlich. Aufgrund der Vielzahl der Anlassfälle und in Anbetracht der fehlenden gesetzlichen Kom-

petenzen der Bezirksverwaltungsbehörde vor Ort und in Anbetracht der vorhandenen Personal- 

und Zeitressourcen ist ein derartiger Verwaltungsaufwand weder zweckmäßig noch verwaltungs-

ökonomisch vertretbar. 

- Auch für die Entfernung der Werbung ist die Mitwirkung der Verdächtigen erforderlich, da auch 

hier eine gesetzliche Handhabe der Behörde fehlt. Zwar kommen viele der Verdächtigen dem Ersu-

chen der Bezirksverwaltungsbehörde, die rechtlich bedenkliche Werbung zu entfernen, nach, jedoch 
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kann dieser Prozess mehrere Monate in Anspruch nehmen und ist damit mitunter ein erheblicher 

Verwaltungsaufwand verbunden. Darüber hinaus kann die Entfernung der rechtlich bedenklichen 

Werbung nicht in jedem einzelnen Fall erreicht werden, da sich manche Verdächtige beharrlich wei-

gern, diese zu entfernen oder zu adaptieren. 

Es sollte zumindest die Werbung für ärztliche Vorbehaltstätigkeiten durch Nicht-Ärztinnen/Nicht-

Ärzte unter verwaltungsstrafrechtliche Sanktion gestellt werden. Als in diesem Sinne vorbildhaft 

wird die Bestimmung des § 1 Abs. 2 Ausbildungsvorbehaltsgesetz, BGBl. Nr. 378/1996 idgF erachtet, 

wonach Werbung als Versuch der Begehung einer Verwaltungsübertretung gilt.   

Zweckmäßig wäre darüber hinaus eine Verpflichtung (des Betreibers einer Homepage) zur Entfer-

nung von Werbung mit rechtswidrigem Inhalt sowie zur Unterlassung von Werbung mit rechtswid-

rigem Inhalt (umfassendes Werbeverbot). Bei Zuwiderhandeln sollte es einen eigenen Verwaltungs-

straftatbestand geben. 

Um eine umfassende Rechtsgrundlage für die Durchführung zweckmäßiger und verwaltungsökono-

mischer Sachverhaltsermittlungen für behördliche Tätigkeiten zu gewährleisten, bedarf es zudem 

analoger ärztegesetzlicher Regelungen zu § 338 Gewerbeordnung 1994, BGBl. Nr. 194/1994 idgF 

oder zu § 76a Arzneimittelgesetz, BGBl. Nr. 185/1983 idgF. Diese beiden Bestimmungen räumen um-

fassende behördliche Betretungs-, Einsichtnahme- und Beweismittelsicherstellungsrechte ein und 

sorgen somit dafür, dass die Behörden im gewerberechtlichen sowie im arzneimittelrechtlichen Be-

reich den Konsument*innenschutz bzw. Patient*innenschutz adäquat gewährleisten können. 

Weiters sollte eine behördliche Kompetenz zur Sperre von Betriebsstätten, in denen gesundheitsbe-

rufliche Vorbehaltsverletzungen begangen werden und Gefahr für das Leben oder die Gesundheit 

von Patientinnen und Patienten besteht, geschaffen werden. Allenfalls könnte dies auch durch eine 

Novelle der geltenden Gewerbeordnung erreicht werden. 

Die zum Ärztegesetz 1998 dargelegten Ausführungen betreffen auch Sachverhalte, die den Eingriff 

in den Vorbehaltsbereich anderer Gesundheitsberufe zum Gegenstand haben. Analoge Regelungen 

wären daher auch in folgenden Gesetzen wünschenswert: 

• Zahnärztegesetz, BGBl. I Nr. 126/2005 idgF, 

• Hebammengesetz, BGBl Nr. 310/1994 idgF, 

• Gesundheits- und Krankenpflegegesetz, BGBl. I Nr. 108/1997 idgF, 

• MTD-Gesetz, BGBl. Nr. 460/1992 idgF, 

• Psychologengesetz 2013, idgF, 

• Psychotherapiegesetz 2024, idgF, 

• Kardiotechnikergesetz, BGBl. I Nr. 96/1998 idgF, 

• Sanitätergesetz, BGBl. I Nr. 30/2002 idgF, 

• Medizinischer Masseur- und Heilmasseurgesetz, BGBl. I Nr. 169/2002 sowie  

• Medizinische Assistenzberufe-Gesetz, BGBl. I Nr. 89/2012 idgF. 
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2. Eine weitere Gesetzeslücke hat sich jüngst im Fall einer wissenschaftlich nicht anerkannten Heil-

methode in einer ärztlichen Ordinationsstätte in Wien ergeben: Heilversuche, bei denen der Ver-

dacht von Gefahr in Verzug für die Patient*innensicherheit besteht, können derzeit per se nicht be-

hördlich untersagt werden. Eine behördliche Kompetenz zur Untersagung von wissenschaftlich 

nicht anerkannten Heilversuchen, die nicht im Rahmen klinischer Studien (oder aufgrund sonstiger 

gesetzlicher Ausnahmen) durchgeführt werden und bei denen der begründete Verdacht von Gefahr 

in Verzug für das Leben oder die Gesundheit von Patient*innen besteht, sollten behördlich untersagt 

werden können. Ein Zuwiderhandeln sollte ebenfalls unter strenge verwaltungsstrafrechtliche Sank-

tion gestellt werden. 

In diesem Sinne ergeht folgender Vorschlag für eine Novelle des § 49 Ärztegesetz 1998: 

§ 49 Abs. 1a Ärztegesetz 1998:  

„(1a) Werden ärztliche Tätigkeiten ausgeübt, die nicht dem Maßstab der ärztlichen Wissenschaft 

und Erfahrung entsprechen oder, die nicht unter Einhaltung der bestehenden Vorschriften und der fach-

spezifischen Qualitätsstandards erfolgen und ist eine Gefährdung von Patientinnen und Patienten an-

zunehmen, sind diese ärztlichen Tätigkeiten von der Bezirksverwaltungsbehörde zu untersagen.“ 

 

Entsprechend sollte auch eine Erweiterung der verwaltungsstrafrechtlichen Norm in § 199 Ärztege-

setz 1998 erfolgen. 

 

3. Aus Sicht der gesundheitsbehördlichen Vollzugspraxis ist auch eine Erweiterung bzw. Klarstellung 

der bezirksverwaltungsbehördlichen Sperrekompetenz in § 56 Abs. 3 Ärztegesetz 1998 erforderlich: 

Ausgangslage: 

§ 56 Ärztegesetz 1998: 

„Ordinationsstätten 

§ 56. (1) Der Arzt ist verpflichtet, seine Ordinationsstätte 

 1. in einem solchen Zustand zu halten, dass sie den hygienischen Anforderungen entspricht, 

 2. den fachspezifischen Qualitätsstandards entsprechend zu betreiben und 

 3. durch eine entsprechende äußere Bezeichnung kenntlich zu machen. 

(2) Der Amtsarzt der Bezirksverwaltungsbehörde hat die Ordinationsstätte zu überprüfen, wenn 

Umstände vorliegen, die die Annahme rechtfertigen, dass sie den im Abs. 1 Z 1 angeführten Vorausset-

zungen nicht entspricht. Der Überprüfung ist ein Vertreter der Ärztekammer beizuziehen. Entspricht die 

Ordinationsstätte nicht den hygienischen Anforderungen, ist dem Arzt die Behebung der Mängel inner-

halb einer angemessenen Frist aufzutragen. 

(3) Kommt bei der Überprüfung zutage, dass Missstände vorliegen, die für das Leben und die Ge-

sundheit von Patienten eine Gefahr mit sich bringen können, ist die Sperre der Ordinationsstätte bis zur 

Behebung dieser Missstände von der Bezirksverwaltungsbehörde zu verfügen.“ 

 

D.h. der Amtsarzt ist derzeit grundsätzlich nur für die Überprüfung von Hygienemängeln zuständig. 

Für die Überprüfung der fachspezifischen Qualitätsstandards ist gemäß QS-VO 2024 das BIQG zu-

ständig.  
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Vorschlag für eine Erweiterung der Kompetenzen: 

§ 56 Abs. 2 Ärztegesetz 1998 neu:  

„(2) Der Amtsarzt der Bezirksverwaltungsbehörde hat die Ordinationsstätte zu überprüfen, wenn 

Umstände vorliegen, die die Annahme rechtfertigen, dass sie den im Abs. 1 Z 1 und Z 2 angeführten Vo-

raussetzungen nicht entspricht. Die Überprüfung ist hinsichtlich der fachspezifischen Qualitätsstan-

dards unter Beiziehung des BIQG durchzuführen. Der Überprüfung ist auch ein Vertreter der Ärztekam-

mer beizuziehen. Entspricht die Ordinationsstätte nicht den hygienischen Anforderungen, ist dem Arzt 

durch die Bezirksverwaltungsbehörde die Behebung der Mängel innerhalb einer angemessenen Frist 

aufzutragen. Entspricht die Ordinationsstätte nicht den fachspezifischen Qualitätsstandards ist nach §§ 

35 f QS-VO 2024 vorzugehen.“ 

 

Vorschlag für eine Erweiterung bzw. Klarstellung der Kompetenzen: 

§ 56 Abs. 3 Ärztegesetz 1998 neu: 

„(3) Kommt bei der Überprüfung zutage, dass Missstände hygienischer oder fachspezifischer Art 

vorliegen, die für das Leben und die Gesundheit von Patienten eine Gefahr mit sich bringen können, ist 

die Sperre der Ordinationsstätte bis zur Behebung dieser Missstände von der Bezirksverwaltungsbe-

hörde zu verfügen.“ 

 

Ein Verstoß gegen die Sperre sollte ausdrücklich unter erhöhte verwaltungsstrafrechtliche Sanktion 

gestellt werden.  

 

II. Im Besonderen: 

 

Zu Z 9 (§ 31 Abs. 3 Ärztegesetz 1998):  

§ 31 Abs 3 sieht eine Beschränkung der fachärztlichen Berufstätigkeit auf das jeweilige Sonderfach 

ausschließlich für Fachärzt*innen gemäß § 31 Abs 2 vor. Die für die Tätigkeit in der Ordination sach-

lich nachvollziehbare Ausnahme der Fachärzt*innen für Allgemein- und Familienmedizin von dieser 

Beschränkung könnte im Zusammenhang mit den krankenanstaltenrechtlichen Regelungen unter 

Umständen Auslegungsfragen aufwerfen. 

Es kann nicht gänzlich ausgeschlossen werden, dass daraus vereinzelt das Verständnis abgeleitet 

werden könnte, Fachärzt*innen für Allgemein- und Familienmedizin seien auch zur Leitung von Am-

bulatorien unterschiedlicher Fachrichtungen berechtigt. Ob eine derartige Interpretation der inten-

dierten Rechtslage entspricht, erscheint zumindest klärungsbedürftig. Eine Klarstellung sollte zu-

mindest in den Erläuterungen zu § 31 Abs. 3 Ärztegesetz 1998 erfolgen.  

 

Zu Z 21 (§ 62 Ärztegesetz 1998):  

Es darf angemerkt werden, dass im Zuge einer Novellierung des § 62 Ärztegesetz 1998 auch eine 

entsprechende Anpassung des § 46 Zahnärztegesetzes – ZÄG in Erwägung gezogen werden sollte, 

da diese Bestimmung das Pendant zur vorläufigen Untersagung der Berufsausübung für Zahnärz-

tinnen und Zahnärzte darstellt. 

 

Darüber hinaus wird angeregt, in § 46 ZÄG eine dem § 62 Abs. 4a Ärztegesetz 1998 entsprechende 

Rechtsgrundlage vorzusehen. Danach haben Kriminalpolizei, Staatsanwaltschaften und Gerichte ge-

mäß den Bestimmungen der StPO ermittelte personenbezogene Daten, die im Rahmen des Verfah-

rens gemäß Abs. 1 wegen des Verdachts grober Verfehlungen im Sinne des Abs. 1 Z 2 benötigt wer-

den, nach Maßgabe des § 76 Abs. 4 StPO an die Landeshauptfrau/den Landeshauptmann auf de-

ren/dessen Ersuchen zu übermitteln. 
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Das Fehlen einer entsprechenden gesetzlichen Grundlage hat erhebliche Auswirkungen auf den 

Vollzug. Ohne eine ausdrückliche Übermittlungsbefugnis ist es der Kriminalpolizei, den Staatsan-

waltschaften und den Gerichten nicht möglich, im Ermittlungsverfahren erhobene personenbezo-

gene Daten zu übermitteln.  

 

Zu Z 24 (§ 86 Abs. 4 Ärztegesetz 1998): 

Die Novellierung dieser Bestimmung wird ausdrücklich begrüßt.  

 

Zur weiteren Konkretisierung erscheint es jedoch zweckmäßig, eine Klarstellung für den Fall vorzu-

sehen, dass neben zwei Vizepräsidenten auch ein dritter Vizepräsident bestellt ist und der Präsident 

verhindert ist. 

 

Insbesondere sollte geregelt werden, welche Voraussetzungen in diesem Fall für die Beschlussfähig-

keit gelten. Zu klären wäre etwa, ob bei Verhinderung des Präsidenten, die Anwesenheit eines Vize-

präsidenten/Finanzreferenten gemeinsam mit dem dritten Vizepräsidenten für die Beschlussfähig-

keit ausreicht oder ob jedenfalls die Anwesenheit von zwei ständig stimmberechtigten Mitgliedern 

erforderlich ist. Eine entsprechende Präzisierung würde zur Rechtssicherheit beitragen und Ausle-

gungsunsicherheiten im Vollzug vermeiden. 

 

 

 Mit freundlichen Grüßen 

Mag.a Barbara Schmidt Die Abteilungsleiterin: 

Telefon +43 1 4000 40803 

 (elektronisch gefertigt) 

 

 Mag.a Agnes Berlakovich, LL.M. 

 

 

Ergeht an: 

1. begutachtung.aerzterecht@gesundheitsministerium.gv.at; 

 cc: martina.koeck@gesundheitsministerium.gv.at; 

 

2. alle Ämter der Landesregierungen; 

 

3. Verbindungsstelle der Bundesländer; 

 

4. post@md-r.wien.gv.at; 

 

5. MA 53 zur Veröffentlichung auf der Stadt Wien-Website 
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